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Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

aus meiner Wahrnehmung, als vielleicht nicht ganz neutrale Beobachterin, doch als 
Jemand mit langjähriger Berufserfahrung -, weiß ich, dass es nichts Ungewöhnliches 
ist,  wenn Personal  infolge einer  neuen Hausleitung aus unterschiedlichen Motiven 
wechselt. Ich würde die Personalie des Integrationsbeauftragten vielleicht nicht als ein 
Business as usual abtun. Mitnichten aber ist der Rücktritt an einer exponierten Stelle 
ernsthaft mit einem politischen Richtungswechsel gleich zu setzen. 
Das ist höchstens die persönliche Meinung einer Einzelperson.

Gleichwohl hat die langjährige Arbeit der Integrationsbeauftragten, Herrn Piening und 
seiner Vorgängerin, Frau John, eine prägende und nachhaltige Handschrift und legt 
die Messlatte für die Nachfolgerin oder den Nachfolger hoch. 

Im  Übrigen:  Die  unverzügliche  Neubesetzung  der  Stelle  der  oder  des 
Integrationsbeauftragten  ist  in  der  Planung.  Am 3.  Mai  2012  findet  die  Wahl  der 
Migrantenvertreterinnen und –vertreter statt. 
Zeitnah erfolgt dann die konstituierende Sitzung des Landesbeirates. 
Sie sehen, die gesetzlich vorgeschriebene Interessenvertretung der Migrantinnen und 
Migranten wird mit höchstem Nachdruck an der verantwortlichen Stelle vorangebracht.

Es  geht  hier  nicht  um  Entmachtung!  Im  Gegenteil.  Das  Land  Berlin  misst  dem 
Politikfeld Integration eine besonders hohe Bedeutung bei. 
Die Aufwertung wird sichtbar durch die Installation einer neuen Fachabteilung namens 
„Beauftragte/r  des  Senats  von  Berlin  für  Integration  und  Migration“  in  der 
Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen.
Die eigene Pressestelle und der persönliche Briefkopf unterstreichen die Sichtbarkeit 
und betonen die Eigenständigkeit der Stelle. 

Integration  wandelt  sich  somit  von  einer  Beauftragtentätigkeit  mit  dem Image des 
„Nischendaseins der Ombudsstelle“ zu einer dauerhaften Aufgabe mit ministeriellem 
Charakter. 
Das bedeutet, das Politikfeld Integration kommt in die vorderste Reihe.

Die  Neustrukturierung  ist  eine  solide  Grundlage,  um  die  Verpflichtungen  aktiv 
voranzubringen, die sich aus dem Partizipations- und Integrationsgesetz ergeben. Ich 
nenne hier beispielhaft die interkulturelle Öffnung, weil sie alle Berliner Verwaltungen 
betrifft.  -  Allein  im Hinblick  auf  die  Hauptverwaltung ist  eine integrierte  Einheit  ein 
stärkerer Verhandlungspartner. 

Zur organisatorischen Ansiedlung: Das Partizipations- und Integrationsgesetz regelt 
nicht Fragen  der  Binnenorganisation  des  oder  der  Beauftragten.  Verortet  ist  die 
ausdrücklich ressortübergreifende und nicht selbständige Stelle bei der für Integration 
zuständigen Senatsverwaltung, also der Senatorin für Arbeit, Integration und Frauen. 
Dort hat das Amt auch keine kontrollierende Funktion der Exekutive wahrzunehmen, - 
sondern es ist ein Teil der Exekutive. 
- Das ist wichtig im Hinblick auf die Funktion, die jetzt eine Doppelfunktion ist: Die 
übliche  Beauftragtenstruktur  ist  in  den  letzten  Jahren  stark  angewachsen  und 
entspricht in der bisherigen Dienststelle mit  nunmehr 3 Fachreferaten größen- und 
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zahlenmäßig  der  Abteilung  für  Frauen  und  Gleichstellung.  Die  Ausübung  der 
Ombudsfunktion  in  Personalunion  hat  sich  als  gute  Praxis  erwiesen  und  wirkt 
rollenstärkend. 
Auch  obliegt  ihr  federführend  die  fachliche  Vorbereitung  sowohl  für  die 
Integrationsministerkonferenz als auch für die Bundesratsverfahren und Bund-Länder-
Abstimmungen.
Sie sehen, werte Kolleginnen und Kollegen, die Aufgabe wird sehr ernst genommen. 

Die Wahrnehmung einerseits als Beauftragter und andererseits als Abteilungsleiter in 
der Verwaltungshierarchie - im Auftrag der zuständigen Senatorin - ist nicht unüblich. 
Und  sie  hat  sich  bewährt,  weil  die  ressortübergeifende  Tätigkeit  der  oder  des 
Beauftragten  letztlich  auch  im  Senat  von  der  Integrationssenatorin  vertreten  und 
verantwortet  werden  muss,  so  wie  die  gesamte  Tätigkeit  der  ihr  unterstellten 
Verwaltung. 

Weder  fachlich  noch  integrationspolitisch  halten  wir  die  vorliegenden  Anträge  für 
zielführend und empfehlen als Koalition die Überweisung in den Ausschuss Arbeit, 
Integration, Berufliche Bildung und Frauen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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